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Große Anfrage 

der Abgeordneten Krockert, Waltemathe, Müntefering, Conradi, Henke, immer 
(Aitenkirchen), Meininghaus, Menzel, Paterna, Polkehn, Schlaga, Wuwer, Mahne, 
Ibrügger, Wolfram (Recklinghausen) und der Fraktion der SPD 
der Abgeordneten Wurbs, Gattermann, Mischnick, Hoffie, Gärtner, Engelhard, 
Dr.-Ing. Laermann, Spitzmüller, Eimer (Fürth) und der Fraktion der FDP 


Städtebaupoiitik 


Städte und Gemeinden stehen gegenwärtig in einem tiefgreifen- 
den Veränderungsprozeß. Er steht in Ausmaß und Tragweite 
der vorausgegangenen Phase des Wiederaufbaus zerstörter 
Städte kaum nach und stellt hohe Anforderungen an Planer und 
Politiker. Die verstärkte Wanderungsbewegung der Wohnbe- 
völkerung stellt däbei eine besondere Herausforderung dar. 

Die Regierung der sozialliberalen Koalition hat sich seit Beginn 
. ' siebziger Jahre in wachsendem Maße der Städtebaupolitik 

Zuge andt. Mit neuen planungsrechtlichen Instrumenten und 
mit beträchtlichen Förderungsmitteln wurde Städten und Ge- 
meinden geholfen, den auftretenden Problemen besser zu be- 
gegnen. Die Erhaltung bedrohter Wohngebiete erhielt dabei 
den Vorrang vor Abriß und Neubau. 

Aber noch immer sind Entwicklungen im Gange, die das Zusam- 
menleben der Bürger beeinträchtigen und die bauliche Gestalt 
der Gemeinwesen nachteilig verändern. 

Der Austausch von Gütern und Diensten vollzieht sich in immer 
stärker konzentrierten Formen und schafft sich seinen Platz. 
Tempo und Dichte des Verkehrs haben zugenommen und beein- 
trächtigen die Wohnumwelt. Mangel an städtischem Boden und 
Normierung haben die architektonische Gestaltung der Wohn- 
häuser außen und innen verändert. 

Dabei droht die besondere Eigenart vieler Wohnorte verloren 
zu gehen. Die veränderte Stadtgestalt resultiert vielfach aus 
städtebaulichen Fehlentwicklungen auf Grund ungeordneter 
Bautätigkeit. Gleichförmigkeit verdrängt das Einmalige und 
Besondere. 
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Die Lebensqualität von Städten und Gemeinden muß an der 
Ausgewogenheit gemessen werden, in der die Vielfalt unter- 
schiedlicher Lebensbedürfnisse einem ebenso mannigfaltigen 
Angebot gegenübersteht: Wohnen, Arbeiten, Bildung, Erholung, 
Handel und Verkehr, Lebensraum für Kinder und Alte, Versor- 
gung der Kranken, Integration ausländischer Mitbürger, all 
diese Erfordernisse verlangen auf engem Raum neben- und mit- 
einander ihr Recht. Wo sich aber das ökonomisch Stärkere 
gegen das Schwächere durchsetzt, geht die Ausgewogenheit 
schließlich auch in ihrem städtebaulichen Ausdruck verloren, 
wenn die städtebauliche Planung dies nicht verhindert. 

Beides zusammen - Verlust der besonderen Eigenart und Ver- 
lust der Ausgewogenheit - haben eine gemeindliche Entwick- 
lung zur Folge, die vielfach als „Zerstörung der Städte von 
ihrem Zentrum her" beschrieben und beklagt wird. Denn „die 
Stadt" in ihrer überlieferten Vielfalt gilt mit Recht noch immer 
als unersetzlich. Für die einzigartige Verdichtung organisierter 
und umbauter menschlicher Beziehungen mit ihrem engen 
Nebeneinander von Nähe und Distanz gibt es keine Alternative. 
Auch wer heute die Stadt verläßt, weil er sich in ihrem Umfeld 
mehr Lebensqualität erhofft, der hat in Wirklichkeit nur einen 
Teil seiner Aktivitäten und Erwartungen aus der Stadt ausge- 
lagert. Er bleibt samt seiner Familie auf „die Stadt" angewiesen, 
verstärkt den täglichen Strom der Kommunikation und damit 
die unbewältigten Probleme, 

Bund, Länder und Gemeinden bleiben verpflichtet, ihre Be- 
mühungen zu einer verantwortlichen Städtebaupolitik zu ver- 
stärken und miteinander abzustimmen. 

Deshalb fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche Strukturprobleme sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung mit der Entwicklung unserer Städte und Ge- 
meinden verbunden (Bevölkerungsentwicklung und -Vertei- 
lung, Wirtschaftsstruktur, Verkehr, Umwelt etc.)? 

2. Wodurch wird nach Ansicht der Bundesregierung der Pro- 
zeß der Randwanderung in unseren Städten verursacht? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
geschilderten Entwicklungen, insbesondere im Hinblick auf 
die Bevölkerungszusammensetzung, die Wirtschafts- und 
Finanzkraft, die Umweltsituation und die Stadtstruktur? 

4. Welche Möglichkeiten hat der Bund zur Beeinflussung der 
städtebaulichen Entwicklung, und wie muß sich nach Auf- 
fassung der Bundesregierung die Zusammenarbeit zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden gestalten, um die gegenwär- 
tigen und zukünftigen Strukturprobleme der Städte zu 
lösen? 

5. Welche Erfahrungen wurden bisher mit den bundesrecht- 
lichen Planungsinstrumenten gemacht, die den Städten und 
Gemeinden zur Bewältigung ihrer Aufgaben zur Verfügung 
gestellt wurden? 
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6. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
Handhabung der Bürgerbeteiligung bei Sanierungsmaßnah- 
men nach dem Städtebauförderungsgesetz und in der Stadt- 
planung, und haben sich die hierfür geschaffenen bundes- 
rechtlichen Instrumente bewährt? 

7. In welchem Umfang und mit welchen steuerlichen und 
finanziellen Förderungsinstrumenten und -konzepten hat 
sich die Bundesregierung in den vergangenen Jahren an 
der Finanzierung der Städtebaupolitik beteiligt, und wie 
hoch war im Durchschnitt bei den einzelnen Maßnahmen der 
Anteil des Bundes, der Länder und der Gemeinden? Welche 
städtebaulichen Auswirkungen hatten diese Maßnahmen? 

8. Welche Absichten hat die Bundesregierung mittelfristig 
nach den bisherigen Erfahrungen mit der Städtebauförde- 
rung hinsichtlich des dafür vorgesehenen Mittelvolumens? 

9. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, weitere In- 
itiativen zur Erhaltung und Erneuerung von Städten und 
Gemeinden zu entwickeln, und welche zusätzlichen Maß- 
nahmen erscheinen ihr dafür geeignet? 

10. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung Maßnahmen 
zur Wohnumfeldverbesserung bei der Erhaltung von über- 
alterten Wohnquartieren in den Kernstädten bei, und wie 
kann der Bund den Städten die Durchführung von Maßnah- 
men zur Wohnumfeldverbesserung weiterhin erleichtern? 

11. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Eigen- 
tumspolitik bei, und welche Maßnahmen hält sie für geeig- 
net, die Eigentumsförderung stärker mit stadtentwicklungs- 
politischen Zielsetzungen zu verbinden? 

12. Welche Bedeutung hat nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Städtebau für den Bausektor und für die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik? 

13. Wie haben sich die bisherigen städtebaulichen Sonderpro- 
gramme nach den Erfahrungen der Bundesregierung kon- 
junkturell und strukturell ausgewirkt? 

14. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den zukünftigen 
Investitionsbedarf für Maßnahmen zur Erhaltung und Er- 
neuerung von Städten und Gemeinden in der Bundesrepu- 
blik ein? 

15. Welchen Beitrag können Maßnahmen zur Erhaltung und 
Erneuerung von Städten und Gemeinden nach Ansicht der 
Bundesregierung zum Abbau der Arbeitslosigkeit leisten, 
und welche wirtschafts- und finanzpolitischen Vorausset- 
zungen sind hierfür erforderlich? 


Bonn, den 21. Juni 1978 


Unterschriften umseitig 
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Immer (Altenkirchen) 

Meininghaus 

Menzel 

Paterna 

Polkehn 


Engelhard 
Dr.-Ing. Laermann 
Spitzmüller 
Eimer (Fürth) 

Mischnick und Fraktion 


Schlaga 

Wuwer 


Mahne 


Ibrügger 

Wolfram (Recklinghausen) 
Wehner und Fraktion 


A 



